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Α. Einleitung 

Rechtsschutz gegen Gemeinschaftsrechtsakte wird nach dem EG-Vertrag auf 
verschiedenen Ebenen gewährt. Zum einen existieren Rechtsbehelfe auf zentraler 
gemeinschaftlicher Ebene, zum anderen kann Rechtsschutz auf dezentraler  mit-
gliedstaatlicher Ebene zu suchen sein. Für den Primärrechtsschutz gegen Norma-
tivakte der Gemeinschaft ist nach dem im EG-Vertrag vorgesehenen System die 
zentrale Ebene gesperrt und der Betroffene  vor die nationalen Gerichte verwiesen. 
Der Wortlaut der Individualnichtigkeitsklage gemäß Art. 230 Abs. 4 EG ist dafür 
entscheidend: 

Jede natürliche oder juristische Person kann unter den gleichen Voraussetzungen gegen die 
an sie ergangenen Entscheidungen sowie gegen diejenigen Entscheidungen Klage erheben, 
die, obwohl sie als Verordnung oder als eine an eine andere Person gerichtete Entschei-
dung ergangen sind, sie unmittelbar und individuell betreffen. 

Richtlinien und Rechtsakte, die nicht nur ihrer Form, sondern auch ihrem Gehalt 
nach Verordnungen sind, können damit nicht taugliche Klagegegenstände von 
Nichtigkeitsklagen Einzelner sein. Der Wortlaut zur Nichtigkeitsklage natürlicher 
und juristischer Personen ist seit Gründung der Europäischen (Wirtschafts-)Ge-
meinschaft zum 01. 01. 1958 nie geändert worden. 

Dem steht ein immenser Wandel der Rechtsprechung des Gerichtshofs zur An-
fechtbarkeit von Normen gegenüber. Mit dem bedeutsamen Urteil in der Rechts-
sache Codorniu  im Jahr 1994 hat der Gerichtshof eine Wende vollzogen und die 
Individualnichtigkeitsklage für normative Rechtsakte geöffnet1. 

Gleichwohl scheitern Klagen sehr häufig an der Zulässigkeitsvoraussetzung des 
individuellen Betroffenseins,  welche von der Gemeinschaftsgerichtsbarkeit  tradi-
tionell sehr restriktiv ausgelegt wird. Maß aller Dinge ist seit 1963 die Plaumann-
Formel, nach welcher der Kläger wegen bestimmter persönlicher Eigenschaften 
oder besonderer, ihn aus dem Kreis aller übrigen Personen heraushebender Um-
stände berührt und daher in ähnlicher Weise individualisiert sein muss wie ein 
Adressat2. Erst in jüngster Zeit ist die Diskussion um den Rechtsschutz natürlicher 
und juristischer Personen in der Rechtsprechung erneut aufgeflammt.  Den enga-
gierten Schlussanträgen von Generalanwalt Jacobs  folgend hat das EuG sich für 
eine Abkehr von der Plaumann-Formel und eine wesentlich weitere Auslegung der 
individuellen Betroffenheit  ausgesprochen3. Der EuGH jedoch hat wenige Monate 

ι EuGH  Rs. C-309/89 - Codorniu SA/Rat, Slg. 1994,1 - 1853, Rn. 19 ff. 
2 EuGH,  Rs. 25/62 - Firma Plaumann & Co/Kommission, Slg. 1963, 211, 238. Zu den 

neueren Entwicklungen siehe unter E. 

2 Schulte 



18 Α. Einleitung 

später die Plaumann-Formel ausdrücklich bestätigt und dieser Entwicklung in der 
Rechtsprechung damit ein Ende bereitet4. 

Die Literatur hat sich von je her kritisch mit den Beschränkungen der Direkt-
klagemöglichkeit Privater generell und im Hinblick auf die Angreifbarkeit  von 
Normativakten im Besonderen auseinandergesetzt. Schon in den 60er Jahren befür-
wortete Riese  ein Klagerecht Privater gegen Verordnungen5. Zeitgleich erhob auch 
von Simson  die Forderung nach einer Ausdehnung der Klagebefugnisse Privater 
gegen Verordnungen und will für die Direktklagemöglichkeit ein weit gefasstes 
und flexibel zu handhabendes Rechtsschutzbedürfnis genügen lassen6. Die Forde-
rungen nach einer großzügigeren Zulassung von Individualnichtigkeitsklagen ge-
gen Normen sind bis heute nicht verstummt7. 

Aktuell hat sich der Verfassungskonvent mit der Frage beschäftigt, ob und 
inwieweit der Individualrechtsschutz gegen Normativakte reformbedürftig  ist. Im 
Ergebnis wurden moderate Änderungen des Rechtsschutzsystems in den Verfas-
sungsentwurf übernommen. 

Die vorliegende Arbeit soll die Entwicklung der Rechtsprechung der Gemein-
schaftsgerichte zur Anfechtbarkeit von Richtlinien und Verordnungen und zu den 
Erfordernissen  unmittelbarer und individueller Betroffenheit  unter Berücksichti-
gung der in der Literatur vertretenen Auffassungen darstellen und bewerten. Zum 
Abschluss soll ein Ausblick auf die Möglichkeiten der Rechtsschutzgestaltung de 
lege ferenda gegeben werden. 

3 GA Jacobs, Schlussanträge in der Rs. C-50/00 Ρ - Union de Pequenos Agricultores / 
Rat, Slg. 2002,1 - 6677,1 - 6681 ff.;  EuG,  Rs. T-177/01 - Jégo-Quéré et Cie SA/Kommis-
sion, Slg. 2002, Π -2365 ff. 

4 EuGH,  Rs. C-50/00 Ρ - Union de Pequenos Agricultores/Rat, Slg. 2002,1 - 6677 ff. 
5 Riese,  EuR 1966, 24 (35/36,42/43). Problematisch schien ihm aus Sicht der damaligen 

Zeit aber, ob dies ohne Gefährdung des Gemeinschaftsrechts möglich sei. Aus heutiger Sicht 
sind solche Bedenken überholt. 

6 von Simson,  DVB1. 1966, 653 (656) m. w. N. 
7 Nachdrücklich und unter Bezugnahme auf die in Fn. 3 und 4 genannten Entscheidungen: 

Schohe!Arnold,  EWS 2002, 320 ff.;  Schohe, EWS 2002,424 ff. 



Β. Normenkontrolle und Individualrechtsschutz 
in der Europäischen Gemeinschaft 

I. Bedeutung der Normenkontrolle 
unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten 

Die Europäische Gemeinschaft erhob schon von Beginn an den Anspruch, eine 
Rechtsgemeinschaft zu sein1. Der Charakter einer Rechtsgemeinschaft manifestiert 
sich in besonderer Weise in der judikativen Sicherung des bestehenden Rechts2. 
Das Gemeinschaftsrecht stellt hierfür  ein Klagesystem zur Verfügung, mit dem die 
Vereinbarkeit von Gemeinschaftsrechtsakten mit höherrangigem Recht und die 
Einhaltung des Gemeinschaftsrechts durch die Mitgliedstaaten überprüft  und 
durchgesetzt werden können. Für die Beurteilung des Grades an Rechtsstaatlich-
keit einer Gemeinschaft sind die Existenz sowie die Effizienz  der Normenkontrolle 
ein wichtiger Indikator3. Die Entwicklung rechtsstaatlicher Strukturen durch ge-
richtliche Legalitätssicherung nahm im 19. Jahrhundert ihren historischen Anfang 
in der Kontrolle von Verwaltungshandeln, während die Normenkontrolle in Europa 
im Wesentlichen erst im 20. Jahrhundert aufkam4. Demgegenüber werden die Prin-
zipien der Souveränität des Parlaments und der Gewaltenteilung durch die Nor-
menkontrolle eingeschränkt. Im heutigen Europa gewinnen gleichwohl die effekti-
ve und umfassende Verfassungsbindung und damit die Normenkontrolle zuneh-
mend an Bedeutung, was auf ein gewachsenes Bewusstsein von der Wertigkeit des 
Rechts, von der Anthropozentrik des Staates und auf die gestiegene Beachtung des 
internationalen Menschenrechtsschutzes, insbesondere der EMRK, zurückzuführen 
ist5. 

1 EuGH,  Rs. 6/64 - Flaminio Costa/E.N.E.L., Slg. 1964, 1251, 1269; Nicolaysen, 
Rechtsgemeinschaft, Gemeinschaftsgerichtsbarkeit  und Individuum, in: Individualrechts-
schutz in der EG und der WTO, S. 17 (17 ff.). 

2 Arnold,  Rechtsstaat und Normenkontrolle in Europa, in: FS für Börner, S. 7 (8). 
3 Arnold,  Rechtsstaat und Normenkontrolle in Europa, in: FS für Börner, S. 7 (14). 
4 Arnold,  Rechtsstaat und Normenkontrolle in Europa, in: FS für Börner, S. 7 (12). 
5 Arnold,  Rechtsstaat und Normenkontrolle in Europa, in: FS für Börner, S. 7 (27) mit 

Hinweis auf die jungen Verfassungen Spaniens, Portugals und einiger Mittel- und Osteuropäi-
scher Staaten, die alle in ihren Verfassungssystemen eine Normenkontrolle vorsehen. 

2* 


